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Diskriminierende Tendenzen moderner Sicherheitspolitik: 
Ansätze für eine Methodik der Evaluierung 
 
Daniel Moeckli 
 
 
Ein zentrales Merkmal von in den letzten Jahren erlassenen Sicherheitsgesetzen ist die 
erhebliche Ausweitung der präventiven Befugnisse der Sicherheitsbehörden. Erhard 
Denninger hat diese Entwicklung als Teil des Wandels vom Rechts- zum 
Präventionsstaat beschrieben.1 Insbesondere im Bereich der Terrorismusabwehr sind 
durch offen formulierte, unbestimmte Eingriffsnormen neue – häufig sehr 
weitgehende – sicherheitsbehördliche Kompetenzen geschaffen worden, die weder an 
einen Verdacht im Sinne des Strafrechts noch an eine konkrete Gefahr im Sinne der 
allgemeinen Polizeigesetzgebung anknüpfen. 
 
Solche im Vorfeld konkreter Gefahren anwendbare Befugnisse umfassen auch 
freiheitsbeschränkende Maßnahmen, wie die Beispiele der in den USA nach dem 11. 
September 2001 geschaffenen Präventivhaft von möglichen Gefahrenverursachern2 
oder das britische control order-System, welches es der Polizei erlaubt, potenzielle 
Terroristen unter Hausarrest zu stellen,3 zeigen. Vor allem aber betreffen die 
erweiterten Vorfeldbefugnisse den Bereich der Fahndung. In Großbritannien darf die 
Polizei gemäß dem Terrorismusgesetz von 2000 in designierten Gebieten beliebig 
Personen anhalten und durchsuchen („stop and search“), ohne einen Verdacht oder 
eine konkrete Gefahr nachweisen zu müssen.4 Von dieser Befugnis macht die Polizei 
regen Gebrauch: Seit 2001 ist die ganze Stadt London als ein solches Gebiet 
designiert; im Jahr 2006 wurden nicht weniger als 44,543 Anhaltungen gemäß 
Terrorismusgesetz durchgeführt.5 Diesen anlassunabhängigen Kontrollen entspricht in 
der Bundesrepublik Deutschland die sogenannte Schleierfahndung. Auch hier setzt 
                                                 
1 Denninger, Freiheit durch Sicherheit? Anmerkungen zum Terrorismusbekämpfungsgesetz, Aus 
Politik und Zeitgeschichte 2002, S. 22; ders., Der Präventionsstaat, Kritische Justiz 1989, S. 1. 
2 Vgl. USA Patriot Act, Public Law No. 107-56, Art. 412; Disposition of Cases of Aliens Arrested 
Without Warrant, 8 CFR, Art 287.3(d) (2001); Authorization for the Use of Military Force, Public Law 
No. 107-40, 115 Stat 224 (2001). 
3 Vgl. Prevention of Terrorism Act 2005. 
4 Terrorism Act 2000, Art. 44. 
5 Ministry of Justice, Statistics on Race and the Criminal Justice System – 2006, Oktober 2007, S. 34. 
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der Eingriff nur sehr geringe tatbestandliche Voraussetzungen voraus und richtet sich 
gegen Personen, die weder Verdächtige noch Störer sind.6 Das gleiche gilt für die 
Rasterfahndung. Ursprünglich setzten die Polizeigesetze der Länder zur Durchführung 
einer präventiven Rasterfahndung überwiegend eine gegenwärtige Gefahr für den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes sowie für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person voraus. Nach dem 11. September 2001 wurden in den meisten 
Bundesländern sowohl die Anforderungen an die Gefahrenschwelle als auch 
diejenigen an das gefährdete Schutzgut herabgesenkt. Während in einigen Ländern 
lediglich auf das Erfordernis der Gegenwärtigkeit der Gefahr verzichtet worden ist, 
hat die überwiegende Zahl der Landesgesetzgeber das Merkmal des Vorliegens einer 
Gefahr insgesamt fallengelassen.7 
 
Bei so unbestimmt gefassten Normen mit tiefer Eingriffsschwelle liegt es weitgehend 
im Ermessen der Sicherheitsbehörden zu entscheiden, wann und insbesondere auch 
gegen wen die entsprechenden Maßnahmen angewandt werden sollen. Da ihre 
Ressourcen beschränkt sind, müssen die Sicherheitsbehörden ihre Kompetenzen 
gezwungenermaßen selektiv ausüben; umfassende Personenkontrollen 
(„Totalkontrollen“) kommen normalerweise nicht in Frage. Diese Selektion erfolgt 
aufgrund von Profilen oder Rastern der Zielpersonen. So hat die Europäische Union 
(EU) ihre Mitgliedsstaaten dazu aufgerufen, Profile von Terroristen zu entwickeln. 
Dabei definiert sie ein „Terroristenprofil“ als “a set of physical, psychological or 
behavioural variables, which have been identified as typical of persons involved in 
terrorist activities and which may have some predictive value in that respect.”8 
 
Da allerdings die neuen Vorfeldbefugnisse nicht an die Verursachung einer konkreten 
Gefahr anknüpfen, sind „psychological or behavioural variables“ weder erforderliche 
Elemente solcher Terroristenprofile noch überhaupt eruierbar. Das typische Merkmal 
des terroristischen „Schläfers“ ist ja gerade, dass er sich nicht auffällig verhält. Somit 
                                                 
6 Vgl. z.B. Herrnkind, Personenkontrollen und Schleierfahndung, Kritische Justiz 2000, S. 188; Krane, 
Schleierfahndung: Rechtliche Anforderungen an die Gefahrenabwehr durch ereignisunabhängige 
Personenkontrollen (2003); Graf, Verdachts- und ereignisunabhängige Personenkontrollen: 
Polizeirechtliche und verfassungsrechtliche Aspekte der Schleierfahndung (2006). 
7 BVerfG, Beschluss vom 4.4.2006, Aktenzeichen 518/02, Rz. 5-6 (Präventive Rasterfahndung im 
PolGNW). 
8 Council of the European Union, Draft Council Recommendation on the development of terrorist 
profiles, 18. November 2002, Doc. 11858/3/02 REV 3. 
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verbleiben die „physical variables“ als Anhaltspunkte: Von Interesse sind statt einer 
im Einzelfall vorliegenden Gefahr gefährliche Strukturen, statt der Handlungen von 
Personen deren Eigenschaften.9 Moderne Sicherheitsmassnahmen zielen deshalb 
typischerweise auf bestimmte Personengruppen ab, die als besonders gefährlich 
gelten. Dieser Fokus ist zum Teil schon in der Formulierung von modernen 
Sicherheitsgesetzen enthalten, die etwa gewisse Maßnahmen nur auf ausländische 
StaatsbürgerInnen anwendbar machen.10 Vor allem aber hat das Abstützen auf 
Terroristenprofile zur Folge, dass die Sicherheitsbehörden ihre – neutral formulierten 
– Vorfeldbefugnisse primär gegen Personen einsetzen, die ein bestimmtes Muster von 
einfach feststellbaren persönlichen Charakteristiken wie Rasse, ethnische 
Zugehörigkeit, Religionszugehörigkeit, Geburts- oder Herkunftsland, Nationalität, 
Geschlecht und Alter erfüllen.11 Unbestimmte Eingriffsbefugnisse bringen somit die 
Gefahr der diskriminierenden Anwendung mit sich. 
 
 
Das Diskriminierungsverbot 
Die Tendenz zur Ungleichbehandlung von verschiedenen Personengruppen wirft die 
Frage nach der Einhaltung des Diskriminierungsverbots auf. Die unterschiedliche 
Behandlung von Personengruppen verletzt gemäß dem Bundesverfassungsgericht den 
Gleichheitssatz von Art. 3 I Grundgesetz (GG) dann, wenn „zwischen beiden Gruppen 
keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die 
ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten.“12 Eine Ungleichbehandlung ist 
besonders problematisch, wenn sich die personenbezogenen Merkmale den in Art. 3 
III GG genannten (Geschlecht, Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft, 
Glaube, religiöse oder politische Anschauungen) annähern.13 
 
                                                 
9 Waechter, Die Menschenrechte und der Schutz der Inneren Sicherheit im 21. Jahrhundert: Neue 
Tendenzen im Sicherheitsrecht – Spiegel eines sich wandelnden Werte- und 
Verfassungsverständnisses?, in: Menschenrechte – Innere Sicherheit – Rechtsstaat, Deutsches Institut 
für Menschenrechte (Hrsg.), Berlin, 2006, S. 6 (12). 
10 Vgl. etwa den amerikanischen Military Commissions Act 2006 oder diejenigen in Deutschland durch 
das Zuwanderungsgesetz eingeführten Verschärfungen des Ausländerrechts, die primär der 
Terrorismusbekämpfung dienen. 
11 Für eine Übersicht, vgl. Moeckli, Human Rights and Non-discrimination in the ‘War on Terror’ 
(2008). 
12 BVerfGE 55, 72 (88). 
13 BVerfGE 88, 87 (96). 
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Das Diskriminierungsverbot ist auch in Art. 14 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) statuiert, der festhält, dass der Genuss der 
Konventionsrechte „ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der 
Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu 
gewährleisten“ ist. Wie gemäß Bundesverfassungsgericht so ist auch gemäß der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte eine 
Ungleichbehandlung mit dem Diskriminierungsverbot insoweit vereinbar, als eine 
sachliche und vernünftige Rechtfertigung vorliegt.14 Allerdings hat der Europäische 
Gerichtshof in einem Russland betreffenden Fall festgehalten, dass eine 
unterschiedliche Behandlung, die sich „ausschließlich oder in einem entscheidenden 
Ausmaß“ auf die ethnische (im vorliegenden Fall tschetschenische) Herkunft der 
fraglichen Person stützt, nie zu rechtfertigen ist.15 Im Weiteren hat die Grosse 
Kammer des Gerichtshofs bestätigt, dass nicht nur Maßnahmen, die ausdrücklich auf 
eine Personengruppe abzielen, das Diskriminierungsverbot verletzen können. 
Vielmehr kann auch eine allgemeine behördliche Praxis, die zwar neutral formuliert 
ist, aber diskriminierende Auswirkungen auf bestimmte Gruppen hat („indirekte 
Diskriminierung“), konventionswidrig sein.16 
 
Schließlich verbietet das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung (ICERD) jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der 
Abstammung oder dem nationalen oder ethnischen Ursprung beruhende 
Unterscheidung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gleichberechtigtes 
Anerkennen, Genießen oder Ausüben von Menschenrechten vereitelt oder 
beeinträchtigt wird. Art. 5 des Übereinkommens statuiert ausdrücklich, dass sich 
dieses Verbot auch auf die Behandlung vor allen Organen der Rechtspflege und das 
Recht der Bewegungsfreiheit bezieht. Der Ausschuss hat klar gemacht, dass sich das 
Verbot der direkten oder indirekten Diskriminierung aufgrund von Rasse, Hautfarbe, 
                                                 
14 Belgian Linguistics Case (Nr. 2) (1968) 1 EHRR 252, Rz. 10. 
15 Timishev v. Russia (Applications nos. 55762/00 and 55974/00), Urteil vom 13.12.2005, Rz. 58. 
16 D.H. and others v Czech Republic (Application no. 57325/00), Urteil vom 13.11.2007, Rz. 175, 184. 
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Abstammung und nationalem oder ethnischem Ursprung auch auf im Kampf gegen 
den Terrorismus ergriffene Maßnahmen erstreckt.17 
 
Das verfassungsmäßige und völkerrechtliche Gebot der Gleichbehandlung schließt die 
Pflicht des Staates ein, sicherzustellen, dass sich seine verschiedenen Organe 
(einschließlich der Sicherheitsbehörden) nicht diskriminierend verhalten. So hat der 
UNO-Ausschuss zur Beseitigung der Rassendiskriminierung den eben genannten Art. 
5 ICERD dahingehend ausgelegt, dass die Vertragsstaaten verpflichtet sind, die 
nötigen Schritte dagegen zu unternehmen, dass Personen ausschließlich wegen ihrer 
äußeren Erscheinung, ihrer Hautfarbe oder ihrer Zugehörigkeit zu einer ethnischen 
Gruppe befragt, durchsucht oder festgenommen werden.18 Zudem hat er die 
Vertragsstaaten dazu aufgerufen, jegliche diskriminierende Auswirkungen von 
Terrorismusgesetzen, einschließlich als Folge von „racial profiling“, zu verhindern 
bzw. zu beseitigen.19 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in 
ähnlicher Weise darauf hingewiesen, dass die Gefahr der Rassendiskriminierung von 
den Behörden besondere Aufmerksamkeit und eine entschiedene Reaktion erfordert.20 
 
Daraus ergibt sich eine allgemeine staatliche Verpflichtung, zu verhindern, dass in 
Sicherheitsgesetzen enthaltene Eingriffsnormen – auch wenn sie neutral formuliert 
sind – diskriminierende Auswirkungen auf bestimmte Personengruppen haben. Dem 
entspricht gemäß der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine besondere, 
sich aus dem verfassungsrechtlichen Gebot effektiver Grundrechtsgewährleistung 
ergebende, Pflicht des Gesetzgebers, Sicherheitsgesetze zu evaluieren soweit das zur 
Erfüllung seiner Nachbesserungspflicht notwendig ist.21 Solche Evaluierungen 
müssen so gestaltet werden, dass hinreichend umfangreiche, qualitativ richtige und 
                                                 
17 UN Committee on the Elimination of Racial Discrimination, General Recommendation No. 30: 
Discrimination against Non-Citizens (2004), UN Doc. CERD/C/64/Misc.11/rev.3, Rz. 10. 
18 UN Committee on the Elimination of Racial Discrimination, General Recommendation No. 31: 
Prevention of Racial Discrimination in the Administration and Functioning of the Criminal Justice 
System (2005), UN Doc. CERD/C/GC/31/Rev.4, Rz. 20. 
19 UN Committee on the Elimination of Racial Discrimination, General Recommendation No. 31: 
Prevention of Racial Discrimination in the Administration and Functioning of the Criminal Justice 
System (2005), UN Doc. CERD/C/GC/31/Rev.4, Rz. 4(b); Committee on the Elimination of Racial 
Discrimination, Concluding Observations: Canada (2002), UN Doc. CERD C/61/CO/3, Rz. 338. 
20 D.H. and others v Czech Republic (Application no. 57325/00), Urteil vom 13.11.2007, Rz. 176. 
21 Für eine Übersicht, vgl. Albers, Die verfassungsrechtliche Bedeutung der Evaluierung neuer Gesetze 
zum Schutz der Inneren Sicherheit, in: Menschenrechte – Innere Sicherheit – Rechtsstaat, Deutsches 
Institut für Menschenrechte (Hrsg.), Berlin, 2006, S. 21 (27 f.). 
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sinnvoll aufbereitete Informationen zu allen für die Evaluierung wichtigen Kriterien 
zur Verfügung stehen.22 
 
 
Evaluierung 
Zentrale Kriterien zur Beurteilung, ob eine Verletzung des Diskriminierungsverbots 
vorliegt, sind, wie oben ausgeführt, erstens das Vorliegen einer Ungleichbehandlung 
von verschiedenen Personengruppen und zweitens die Frage, ob eine Rechtfertigung 
für die Ungleichbehandlung besteht. Eine Überprüfung von Sicherheitsgesetzen auf 
diskriminierende Auswirkungen hin muss sich deshalb auf hinreichende 
Informationen zu diesen beiden Kriterien stützen. 
 
1) Führen Eingriffsbefugnisse in Sicherheitsgesetzen zur Ungleichbehandlung 
von verschiedenen Personengruppen und, falls ja, aufgrund welcher 
Merkmale? 
Eine Ungleichbehandlung lässt sich dann relativ einfach feststellen, wenn die 
Sicherheitsbehörden auf ein explizites Profil abstützen um ihre Zielpersonen 
auszuwählen. Im Bereich der Terrorismusbekämpfung sind Beispiele des Gebrauchs 
von solchen formalisierten Profilen die nach dem 11. September 2001 in Deutschland 
eingeleitete Rasterfahndung (verwendete Merkmale: Geschlecht, Alter, 
Beschäftigung, Religionszugehörigkeit und Geburtsland oder Nationalität)23 und die 
in den USA ergriffenen ausländerrechtliche Maßnahmen, die explizit auf bestimmte 
Gruppen von ausländischen Staatsbürgern (verwendete Merkmale: Geschlecht, Alter, 
Geburtsland und/oder Nationalität) abzielen.24  
 
                                                 
22 Albers (Fn. 21), S. 34. 
23 BVerfG, Beschluss vom 4.4.2006, Aktenzeichen 518/02, Rz. 8 (Präventive Rasterfahndung im 
PolGNW). 
24 Für das „Voluntary Interview Program“, siehe US General Accounting Office, Homeland Security: 
Justice Department’s Project to Interview Aliens after September 11, 2001, GAO-03-459, April 2003, 
S. 1. Für das „National Security Entry-Exit Registration System“, siehe Attorney General John 
Ashcroft, Attorney General Prepared Remarks on the National Security Entry-Exit Registration 
System, 6. Juni 2002. Für die „Absconder Apprehension Initiative“, siehe Deputy Attorney General, 
Memorandum for the INS Commissioner, the FBI Director, the Director of the US Marshals Service 
and US Attorneys re Guidance for Absconder Apprehension Initiative, 25. Januar 2002, 
http://news.findlaw.com/hdocs/docs/doj/abscndr012502mem.pdf. Für eine kritische Beurteilung dieser 
Maßnahmen, siehe Migration Policy Institute, America’s Challenge: Domestic Security, Civil 
Liberties, and National Unity after September 11 (2003). 
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Häufiger aber benützen die Sicherheitsbehörden Suchprofile, die nicht explizit 
definiert sind. Das ist zum Beispiel der Fall bei anlassunabhängigen Kontrollen wie 
der Schleierfahndung oder den Anhaltungen gemäß dem britischen 
Terrorismusgesetz. Hier lässt sich somit nur feststellen, ob verschiedene 
Personengruppen unterschiedlich behandelt werden, wenn Daten dazu vorliegen, wer 
wie oft von der Polizei angehalten wird. Mit einer Ausnahme wird dieses 
Zahlenmaterial in Europa aber nicht systematisch erhoben.25 Die Ausnahme betrifft 
Großbritannien, wo die Polizei seit in den 90er Jahren erhobenen Rassismusvorwürfen 
gesetzlich verpflichtet ist, jeden „stop and search“ zu dokumentieren.26 Die Polizei 
muss festhalten, wann, wo und weshalb die Anhaltung durchgeführt wurde, welcher 
ethnischen Gruppe (White, Black, Asian, Other) sich die angehaltene Person selbst 
zuordnet, und was das Resultat der Anhaltung war (z.B. Verhaftung).27 Gestützt auf 
diese Daten erstellt das Innenministerium jährliche Statistiken, aus denen ersichtlich 
ist, wie häufig die Angehörigen der verschiedenen ethnischen Gruppen aufgrund 
welcher gesetzlichen Grundlage angehalten werden, wie sich diese Zahlen zum 
jeweiligen prozentualen Anteil der ethnischen Gruppe an der Gesamtbevölkerung 
verhalten, und zu wie vielen Verhaftungen (aufgrund welcher Delikte) die 
Anhaltungen schließlich führen. Es besteht eine gesetzliche Verpflichtung zur 
Veröffentlichung dieser Statistiken.28 
 
Ohne die Erhebung solcher Daten ist eine zuverlässige Evaluierung von 
Sicherheitsgesetzen, die der Polizei einen weiten Ermessensspielraum einräumen, auf 
diskriminierende Auswirkungen hin nicht denkbar.29 Der UNO-Ausschuss zur 
Beseitigung der Rassendiskriminierung hat dementsprechend in seiner letzten 
Allgemeinen Empfehlung (General Recommendation) zur Konkretisierung der 
ICERD von 2005 die Vertragsstaaten dazu aufgefordert, systematisch Daten zu 
erheben, die darüber Aufschluss geben, ob Angehörige bestimmter ethnischer 
                                                 
25 Für eine Übersicht vgl. Open Society Justice Initiative, Ethnic Profiling by Police in Europe (2005). 
26 Vgl. Sir William Macpherson, The Stephen Lawrence Inquiry (Cm 4262-I, 1999). 
27 Police and Criminal Evidence Act (PACE), Code A, S. 12 f.. 
28 Criminal Justice Act 1991, Art. 95. 
29 Vgl. auch de Schutter und Ringelheim, Ethnic Profiling: A Rising Challenge for European Human 
Rights Law, Modern Law Review 71 (2008), S. 358. 
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Gruppen von der Polizei oder den Strafverfolgungs- oder Ausländerbehörden 
benachteiligend behandelt werden.30  
 
Die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) stellt 
diesbezüglich gar noch konkretere Anforderungen an die Mitgliedsstaaten des 
Europarates. In ihrer Allgemeinen Politischen Empfehlung Nr. 11 zur Bekämpfung 
von Rassismus und Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, verabschiedet am 29. 
Juni 2007, empfiehlt sie den Regierungen der Mitgliedsstaaten, „das Problem 
rassischer Profilbildung zu untersuchen und für eine diesbezügliche laufende 
Beobachtung der Polizeiarbeit zu sorgen, um Praktiken der Erstellung rassischer 
Profile aufzudecken, z.B. auch mittels statistischer Angaben über die in Frage 
stehende Polizeiarbeit, aufgeschlüsselt nach Motiven wie nationale oder völkische 
Herkunft, Sprache, Religion und Staatsangehörigkeit.”31 In ihren Erläuterungen hat 
die Kommission präzisiert, dass diese Angaben hinsichtlich der relevanten 
Tätigkeitsbereiche der Polizei erhoben werden müssen, „wozu Identitätskontrollen, 
Durchsuchung von Fahrzeugen, Leibesvisitation, Durchsuchung von Wohnungen und 
anderen Räumlichkeiten und Razzien zählen.“32 Bereits in ihrem dritten Bericht über 
Deutschland von 2003 hatte die Kommission die deutschen Behörden aufgefordert, 
„die Einführung eines Meldesystems für Polizeikontrollen zu erwägen, weil der 
Einzelne dadurch nachweisen könnte, wie oft er kontrolliert wurde. Dadurch ließe 
sich feststellen, ob es systematisch zu unmittelbarer oder mittelbarer 
Rassendiskriminierung kommt.”33 Zudem forderte die Kommission eine verbesserte 
Überwachung der Situation von Minderheitsgruppen in Deutschland und empfahl 
deshalb den Behörden, „diesbezügliche Erhebungen anzustellen, und zwar 
aufgeschlüsselt nach Religion, Sprache, Staatsangehörigkeit und nationaler oder 
ethnischer Herkunft. Dabei wäre sicherzustellen, dass dies in allen Fällen unter 
gebührender Beachtung der Grundsätze der Vertraulichkeit geschieht und dass die 
                                                 
30 UN Committee on the Elimination of Racial Discrimination, General Recommendation No. 31: 
Prevention of Racial Discrimination in the Administration and Functioning of the Criminal Justice 
System (2005), UN Doc CERD/C/GC/31/Rev.4, Rz. 1 f. 
31 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 2. 
32 Ebenda, Rz. 42. 
33 ECRI, Dritter Bericht über Deutschland, 5. Dezember 2003, CRI(2004), Rz. 85. 
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Betroffenen nach vorheriger Aufklärung ihre Zustimmung erteilt und sich aus freien 
Stücken als Angehörige einer bestimmten Gruppe zu erkennen gegeben haben.“34 
 
Die zentrale Bedeutung, die solchen Statistiken zukommt, ist auch vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte hervorgehoben worden. Im Fall D.H. and others v. 
Czech Republic, der die quasi-automatische Einweisung von Roma-Kindern in 
Sonderschulen betraf, stützte die Grosse Kammer ihr Urteil auf von den 
Beschwerdeführern vorgelegtes statistisches Zahlenmaterial, das auf eine 
diskriminierende behördliche Praxis hindeutete; die Behörden konnten keine eigenen 
Zahlen vorlegen, die dieses diskriminierende Muster widerlegt hätten.35 Auch wenn 
der Gerichtshof nicht explizit eine behördliche Pflicht zur Datenerhebung statuierte, 
so zeigt der Fall doch, dass falls die Behörden nicht von sich aus relevantes 
Datenmaterial erheben, sie Gefahr laufen, dass das Gericht sich auf von Dritten 
eingereichte Statistiken stützt. 
 
2) Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung? 
Nicht jede aus Sicherheitsgesetzen resultierende unterschiedliche Behandlung von 
mehreren Personengruppen verletzt das Diskriminierungsverbot. Eine 
Ungleichbehandlung ist mit dem Diskriminierungsverbot insoweit vereinbar, als dafür 
eine sachliche und vernünftige Rechtfertigung vorliegt und sie sich nicht 
ausschließlich oder in einem entscheidenden Ausmaß auf das Merkmal der ethnischen 
Herkunft stützt. Eine sachliche und vernünftige Rechtfertigung liegt dann vor, wenn 
die Differenzierung einen legitimen öffentlichen Zweck verfolgt und sie ein 
verhältnismäßiges Mittel zur Erreichung dieses Zwecks ist, d.h. geeignet, erforderlich 
und verhältnismäßig im engeren Sinn (angemessen) ist. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat in seinem Urteil in D.H. and others v. Czech Republic 
klargemacht, dass es, sobald der Beschwerdeführer eine unterschiedliche Behandlung 
nachgewiesen hat, dem Staat obliegt, das Vorliegen einer Rechtfertigung zu 
beweisen.36 Eine gründliche Erhebung von Informationen zu den Kriterien der 
Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit ist somit nicht nur 
unerlässliche Voraussetzung für eine Evaluierung von Sicherheitsgesetzen, sondern 
                                                 
34 Ebenda, Rz 91. 
35 D.H. and others v Czech Republic (Application no. 57325/00), Urteil vom 13.11.2007, Rz. 187-191. 
36 Ebenda, Rz. 177-179, 189, 195. 
 10
durchaus auch im Interesse der Behörden, um gegen allfällige 
Diskriminierungsklagen gewappnet zu sein. 
 
2.1) Geeignetheit 
Es stellt sich zunächst also die Frage, ob das Abstützen auf bestimmte persönliche 
Merkmale als Suchkriterien und die daraus resultierende Ungleichbehandlung ein für 
den fraglichen Fahndungszweck geeignetes Mittel ist. Zur Beantwortung dieser Frage 
müssen Informationen zu den folgenden Punkten vorliegen: 
 
 Besteht eine statistische Korrelation zwischen den für den entsprechenden 
Fahndungszweck benützten Suchkriterien (z.B. Herkunft, Glaube, ethnische 
Zugehörigkeit, Nationalität usw.) und einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass 
eine Person in die jeweiligen kriminellen Aktivitäten (z.B. Terrorismus) 
verwickelt ist? 
 
 Insofern als – wie z.B. bei Anhaltungen zum Zweck der 
Terrorismusbekämpfung – die Merkmale der Hautfarbe oder der 
nationalen/ethnischen Herkunft als Hinweis auf die Religionszugehörigkeit 
dienen: Besteht tatsächlich eine Korrelation zwischen diesen Merkmalen und 
Religionszugehörigkeit?  
 
 Erfasst das sich aus den verschiedenen Suchkriterien ergebende Profil 
tatsächlich alle Zielpersonen? So hätte etwa das für die Rasterfahndung 
verwendete Profil diejenigen Terroristen nicht erfasst, die aus westlichen 
Ländern stammen (Richard Reid, José Padilla, John Walker Lindh usw.). 
Auch das Abstellen auf Kriterien wie Geschlecht oder Alter kann die 
Geeignetheit von terroristischen Suchprofilen beeinträchtigen, da gemäß 
neuen Erkenntnissen vermehrt Frauen und Kinder für terroristische 
Operationen eingesetzt werden.37 
 
                                                 
37 Vgl. Zedalis, Female Suicide Bombers, Strategic Studies Institute (2004), 
http://www.strategicstudiesinstitute.army.mil/pdffiles/PUB408.pdf. 
 11
 Wie effizient sind die Fahndungsmaßnahmen, die sich auf die fraglichen 
Suchkriterien stützen? Um solche „Erfolgs- oder Aufgriffsquoten“ zu 
ermitteln, müssen – um den Fall der Anhaltungen als Beispiel heranzuziehen – 
Daten zum Grund der Anhaltung und zu deren Ergebnis (Beschlagnahmung, 
Anzeige, Verhaftung, Anklageerhebung, Verurteilung usw.) erhoben werden. 
Die ECRI hat deshalb in ihrer Empfehlung zur Erhebung von Daten zu 
rassischer Profilbildung festgehalten, dass aus den durchgeführten Erhebungen 
das Endergebnis der fraglichen Tätigkeit der Polizei (strafrechtliche 
Untersuchung und etwaige Verurteilung) ersichtlich sein muss. Nur so lasse 
sich feststellen, „ob das Verhältnis zwischen den durchgeführten Kontrollen 
und der schließlich erfolgten Verurteilung sich bei Mitgliedern von 
Minderheitsgruppen von dem der restlichen Bevölkerung unterscheidet.“38 Die 
in Großbritannien erstellten Statistiken zeigen, dass nur jede vierhundertste 
aufgrund des Terrorismusgesetzes ausgeführte Anhaltung zu einer Verhaftung 
führt, dass der Prozentsatz der Verhaftungen bei als „Asian“ und „Black“ 
klassifizierten Personen nicht höher als bei Weißen ist und dass bis jetzt noch 
keine einzige angehaltene Person wegen Terrorismus verurteilt wurde.39 In 
Deutschland hat die Rasterfahndung in keinem einzigen Fall dazu geführt, 
dass „Schläfer“ aufgedeckt worden wären oder gar eine Anklage erhoben 
worden wäre.40 Diese Quoten lassen Zweifel darüber aufkommen, dass die 
jeweiligen Differenzierungen für den Fahndungszweck geeignet sind. 
 
 Hat die Benutzung von Fahndungsprofilen, die sich ausschließlich auf vage 
persönliche Merkmale stützen, nachteilige Folgen für die 
Sicherheitsbehörden? Die Rasterfahndung etwa zog einen immensen Personal- 
und Zeitaufwand für die Polizei nach sich, der zulasten anderen 
Fahndungsmethoden kompensiert werden musste.  
 
2.2) Erforderlichkeit 
                                                 
38 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 42. 
39 Only 1 in 400 anti-terror stop and searches leads to arrest, The Guardian, 31. Oktober 2007. 
40 BVerfG, Beschluss vom 4.4.2006, Aktenzeichen 518/02, Rz. 10 (Präventive Rasterfahndung im 
PolGNW). 
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Unter dem Kriterium der Erforderlichkeit ist zu prüfen – und sind dementsprechende 
Informationen zu erheben –, ob es „neutrale“, nicht-diskriminierende Suchkriterien 
gibt, die ebenso erfolgversprechend sind wie die Merkmale der Rasse, der ethnischen 
oder nationalen Herkunft, der Religionszugehörigkeit usw. So gibt es 
Untersuchungen, die zumindest für bestimmte Fahndungskontexte belegen, dass 
Profile, die auf Verhaltensmerkmale abstützen, erfolgversprechender sind.41 
 
2.3) Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne 
Um beurteilen zu können, ob die fragliche Fahndungsmaßnahme und die daraus 
resultierende Ungleichbehandlung ein angemessenes Mittel ist, muss zunächst eruiert 
werden, wie viele Personen von ihr betroffen sind. Sodann geht es um die Intensität 
der Beeinträchtigung: Welche Nachteile entstehen den Betroffenen und der 
Gesellschaft? Einerseits entstehen „persönliche Kosten“: Anhaltungen oder andere 
Polizeimaßnahmen, die aufgrund von persönlichen Merkmalen wie etwa der 
ethnischen Herkunft vorgenommen werden, wirken auf die betroffenen Personen 
besonders erniedrigend.42 Andererseits entstehen „soziale Kosten“: 
Polizeimaßnahmen, die auf Ungleichbehandlung gründen, können zur Stigmatisierung 
von ganzen Personengruppen führen. So hat das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung zur Rasterfahndung festgehalten, dass „die Tatsache einer nach 
bestimmten Kriterien durchgeführten polizeilichen Rasterfahndung als solche - wenn 
sie bekannt wird - eine stigmatisierende Wirkung für diejenigen haben kann, die diese 
Kriterien erfüllen.“43 Für die Rasterfahndungen, die nach dem 11. September 2001 
durchgeführt wurden, falle „im Hinblick auf deren Eingriffsintensität ins Gewicht, 
dass sie sich gegen Ausländer bestimmter Herkunft und muslimischen Glaubens 
richten, womit stets auch das Risiko verbunden ist, Vorurteile zu reproduzieren und 
diese Bevölkerungsgruppen in der öffentlichen Wahrnehmung zu stigmatisieren.“44 
 
Diese Stigmatisierung gewisser Personengruppen wiederum kann negative 
Auswirkungen auf deren Zusammenarbeit mit den Sicherheits- und 
                                                 
41 Lamberth Consulting, Racial Profiling Doesn’t Work, http://www.lamberthconsulting.com/about-
racial-profiling/racial-profiling-doesnt-work.asp. 
42 Vgl. Kennedy, Race, Crime and the Law (1997), S. 157 ff. 
43 BVerfG, Beschluss vom 4.4.2006, Aktenzeichen 518/02, Rz. 111 (Präventive Rasterfahndung im 
PolGNW). 
44 Ebenda, Rz. 112. 
 13
Strafverfolgungsbehörden haben. So hat die ECRI betont, dass es das Ausmaß in 
Erwägung zu ziehen gelte, in dem die vorgenommene Polizeimaßnahme Vorurteile 
institutionalisiert und in den Augen der Öffentlichkeit diskriminierendes Verhalten 
gegenüber bestimmten Gruppen legitimiert. Weiter hielt die Kommission fest: 
„Untersuchungen haben die äußerst verhängnisvollen Auswirkungen der Erstellung 
rassischer Profile aufgezeigt. Profilbildung dieser Art erzeugt in bestimmten 
Personengruppen ein Gefühl der Erniedrigung und der Ungerechtigkeit, führt zu ihrer 
Stigmatisierung und Entfremdung und verschlechtert das Verhältnis zwischen diesen 
Gruppen und der Polizei, weil sie das nötige Vertrauen in die Polizei verlieren.”45 
 
 
Möglichkeiten der Nachbesserung 
Falls die Evaluierung zeigt, dass ein Sicherheitsgesetz diskriminierende 
Auswirkungen hat, kann der Gesetzgeber mehrere mögliche Maßnahmen ergreifen, 
um seiner Nachbesserungspflicht gerecht zu werden: 
 
 Da sich diskriminierende Maßnahmen typischer Weise auf Normen mit tiefer 
Eingriffsschwelle stützen, die den Sicherheitsbehörden ein weites Ermessen 
einräumen, drängt es sich auf, solche Normen bestimmter und präziser zu 
fassen. So sollte der Anwendungsbereich der Eingriffsbefugnis klar statuiert, 
Zweckbindungen eingebaut, das Kriterium der Erforderlichkeit eindeutig 
definiert werden usw. Das EU Network of Independent Experts on 
Fundamental Rights hat dementsprechend die folgende Empfehlung 
abgegeben: “A legal framework ensuring an adequate protection from the risk 
of ethnic profiling in the field of law enforcement, should … define with the 
greatest clarity possible the conditions under which law enforcement 
authorities may exercise their powers in areas such as identity checks or stop-
and-search procedures.”46 
 
                                                 
45 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 34. 
46 EU Network of Independent Experts on Fundamental Rights, Opinion No. 4: ‘Ethnic Profiling’ 
(Dezember 2006), S. 26. 
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 Insbesondere sollte auch klar und detailliert festgelegt werden – sei es in der 
Eingriffsnorm, sei es in entsprechenden Verwaltungs- oder Dienstvorschriften 
–, auf welche Suchkriterien die Sicherheitsbehörden abstützen dürfen und auf 
welche nicht. Der UNO-Sonderberichterstatter zu Terrorismus und 
Menschenrechten hat deshalb gefordert, dass “States establish clear and strict 
standards as to what factors law-enforcement agents may or may not employ 
for their search efforts.”47 Die ECRI hat an die Mitgliedsstaaten des 
Europarates die noch konkretere Aufforderung gerichtet, „das Erfordernis 
vernünftig begründeten Verdachts einzuführen, dem zufolge die mit Kontrolle, 
Überwachung und Ermittlungen zusammenhängenden Befugnisse der Polizei 
nur auf Grund von Verdachtsmomente wahrgenommen werden dürfen, die auf 
objektiven Kriterien beruhen.”48 
 
 Um ein Beispiel der praktischen Umsetzung dieser Erfordernisse zu nennen, 
kann etwa vorgeschrieben werden, dass Polizeibeamte mit Checklisten 
ausgerüstet werden, die zulässige Verdachtsmomente und andere 
Minimalvoraussetzungen für die Durchführung bestimmter 
Fahndungsmaßnahmen aufführen. 
 
 Um sicherzustellen, dass das Diskriminierungsverbot respektiert wird, muss 
die Arbeit der Sicherheitsbehörden einer gründlichen und effektiven Kontrolle 
unterworfen sein. Es bedarf deshalb eines internen Kontrollmechanismus 
durch übergeordnete Dienststellen, die die Arbeit der operativ tätigen 
Polizeibeamten – gestützt auf umfassendes Datenmaterial – auf allfällige 
diskriminierende Muster überprüfen. So schreibt zum Beispiel in 
Großbritannien das Reglement über die Anwendung der „stop and search“-
Befugnisse ausdrücklich vor, dass der oder die für einen Polizeibezirk 
zuständige Vorgesetzte regelmäßig prüfen muss, wie diese Befugnisse 
angewandt werden, insbesondere ob es Hinweise darauf gibt, dass bestimmte 
                                                 
47 Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and fundamental 
freedoms while countering terrorism, 29. Januar 2007, UN Doc A/HRC/4/26, Rz. 86. 
48 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 3. 
 15
Personengruppen diskriminiert werden. Falls solche Hinweise bestehen, muss 
eine Untersuchung eingeleitet werden.49 
 
 Zusätzlich zu dieser internen Kontrolle braucht es unabhängige, externe 
Kontrollinstanzen. Der UNO-Sonderberichterstatter hat die UNO-
Mitgliedsstaaten dazu aufgerufen, transparente und unabhängige Systeme zur 
Kontrolle der Sicherheitsbehörden einzurichten, um sicherzustellen, dass 
Praktiken der Terrorismusbekämpfung sowohl menschenrechtlichen Standards 
als auch Dienstvorschriften entsprechen.50 Die ECRI hat in ihrer Allgemeinen 
Politischen Empfehlung Nr. 11 die Mitgliedsstaaten des Europarates 
aufgefordert, eine von der Polizei und der Staatsanwaltschaft unabhängige 
Stelle zur Untersuchung behaupteter Fälle von Rassendiskriminierung und 
rassistisch motivierten Fehlverhaltens der Polizei zu schaffen.51 
 
 Um diskriminierenden Auswirkungen von Sicherheitsgesetzen 
zuvorzukommen, sollte der Gesetzgeber sicherstellen, dass eine Aus- und 
Fortbildung von Polizeibeamten gewährleistet ist, die auf interkulturelle 
Kompetenz und Wachsamkeit gegenüber Rassismus Wert legt und dem 
Gebrauch von Stereotypen entgegen wirkt. Die ECRI hat den Mitgliedsstaaten 
empfohlen, die Polizei für die Arbeit in einer von Vielfalt geprägten 
Gesellschaft auszubilden52 und in der Polizeiausbildung insbesondere auch auf 
das Problem rassischer Profilbildung und auf das Erfordernis vernünftig 
begründeter Verdachtsmomente einzugehen.53 Im Weiteren sollte die 
Polizeiausbildung klar machen, dass diskriminierende Fahndungsmethoden 
ineffizient sind oder gar kontraproduktiv sein können.54 
 
                                                 
49 Police and Criminal Evidence Act (PACE), Code A, S. 15 f. 
50 Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and fundamental 
freedoms while countering terrorism, 29. Januar 2007, UN Doc A/HRC/4/26, Rz. 88. 
51 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 10. 
52 Ebenda, Rz. 16. 
53 Ebenda, Rz. 4. 
54 Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and fundamental 
freedoms while countering terrorism, 29. Januar 2007, UN Doc A/HRC/4/26, Rz. 89. 
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 Von zentraler Bedeutung zur Verhinderung von Diskriminierung und einer 
entsprechenden Modifikation der Polizeikultur ist schließlich auch eine 
angemessene Vertretung von Minderheitsgruppen in der Polizei. Der UNO-
Ausschuss zur Beseitigung der Rassendiskriminierung hat die 
Vertragsstaaten der ICERD deshalb aufgefordert, eine verhältnismäßige 
Vertretung von ethnischen Minderheiten im Polizei- und Justizwesen zu 
fördern.55 Und die ECRI hat die Europarats-Mitgliedsstaaten aufgefordert, 
Angehörige unterrepräsentierter Minderheitsgruppen in den Polizeidienst 
aufzunehmen und dafür zu sorgen, dass ihnen beim beruflichen Aufstieg 
Chancengleichheit gewährt wird.56 
 
 
Fazit 
Eine Überprüfung von Sicherheitsgesetzen darauf hin, ob sie diskriminierend wirken, 
ist nur möglich, wenn sich genau feststellen lässt, ob, in welchem Ausmaß und 
aufgrund welcher Merkmale mehrere Personengruppen unterschiedlich behandelt 
werden. Dazu bedarf es einer umfassenden Erhebung von relevanten Daten nach 
wissenschaftlichen Grundsätzen. Das Beispiel von Großbritannien zeigt nicht nur, 
dass eine solche Datenerhebung praktisch durchaus machbar ist, sondern auch, dass 
das Vorliegen von entsprechenden Statistiken für die Evaluierung von 
Sicherheitsgesetzen – auch über die Frage der Diskriminierung hinaus – von zentraler 
Bedeutung ist. So hat sich Lord Carlile, der unabhängige Gutachter („independent 
reviewer“) der britischen Terrorismusgesetzgebung, in seinen regelmäßigen 
Evaluierungen des im Jahr 2000 erlassenen Terrorismusgesetzes bereits mehrere Male 
auf diese Statistiken gestützt, um die praktische Anwendung der „stop and search“-
Befugnisse zu kritisieren.57 Solange die entsprechenden Daten anonym erhoben oder 
später anonymisiert werden, ist ein System der Datenerhebung wie es in 
                                                 
55 UN Committee on the Elimination of Racial Discrimination, General Recommendation No. 31: 
Prevention of Racial Discrimination in the Administration and Functioning of the Criminal Justice 
System (2005), UN Doc CERD/C/GC/31/Rev.4, Rz. 5(d). 
56 ECRI, Allgemeine Politische Empfehlung Nr. 11: Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung in der Polizeiarbeit, 29. Juni 2007, CRI(2007)39, Rz. 17. 
57 Vgl. etwa Lord Carlile, Report on the Operation in 2004 of the Terrorism Act 2000. 
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Großbritannien existiert im Übrigen durchaus mit datenschutzrechtlichen Prinzipien 
vereinbar.58 
 
Insofern eine Ungleichbehandlung vorliegt, stellt sich die Frage nach der 
Rechtfertigung. Zur Beantwortung dieser Frage muss eine umfassende Bewertung der 
Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der fraglichen 
Polizeimaßnahme vorgenommen werden. In vielen Fällen wird es einer genaueren 
Untersuchung dieser Kriterien bedürfen, als sie bis jetzt erfolgt ist. Auf stereotypische 
Verallgemeinerungen zurückgreifende Begründungen stellen jedenfalls keine 
genügende Rechtfertigung für Ungleichbehandlungen dar. Da sich die Geeignetheit, 
Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit von polizeilichen Maßnahmen aufgrund von 
neuen Erkenntnissen oder technischen Entwicklungen jederzeit verändern können, ist 
es schließlich wichtig, dass Sicherheitsgesetze in regelmäßigen Abständen auf ihre 
diskriminierenden Auswirkungen hin untersucht werden. 
 
                                                 
58 Vgl. de Schutter und Ringelheim (Fn. 29). 
